Name, Vorname

Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

...................................... , ..........................  

(Ort) 

(Datum)

Antrag auf Erteilung einer Arbeitserlaubnis entsprechend § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG in Verbindung mit § 32 BeschV für die Aufnahme einer Einstiegsqualifizierung
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich die Erteilung einer Arbeitserlaubnis entsprechend § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG i.V.mit § 32 BeschV, um eine Einstiegsqualifizierung aufnehmen zu können. Ich bitte um die Eintragung des Beschäftigungsverhältnisses in meine Aufenthaltsgestattung.
§ 61 Abs. 1 AsylG besagt:

„1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der Ausländer keine Erwerbstätigkeit ausüben. Abweichend von Satz 1 ist dem Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung zu erlauben, wenn
1. das Asylverfahren nicht innerhalb von neun Monaten nach der Stellung des Asylantrags unanfechtbar abgeschlossen ist,

2. die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, (…)

§ 32 BeschV besagt:

„(1) Ausländerinnen und Ausländern, die eine Duldung besitzen, kann eine Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn sie sich seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten.  (…)

(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung
1.

eines Praktikums nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des Mindestlohngesetzes,

§ 22 Abs. 1 Nr. 4 des Mindestlohngesetztes besagt:

(1) Dieses Gesetz gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Praktikantinnen und Praktikanten im Sinne des § 26 des Berufsbildungsgesetzes gelten als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes, es sei denn, dass sie
(…)

4.

an einer Einstiegsqualifizierung nach § 54a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder an einer Berufsausbildungsvorbereitung nach §§ 68 bis 70 des Berufsbildungsgesetzes teilnehmen.

Dementsprechend bedarf es keiner Zustimmung der Agentur für Arbeit. 

Zur Begründung: 

Ich habe mich am (TT/MM/JJJJ) erstmalig in einer Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbewerber:innen asylsuchend gemeldet. Ich halte mich damit seit (mehr als) drei Monaten ununterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland auf. Meinen Asylantrag habe ich am ….., vor mehr als 9 Monaten gestellt. Damit ist die Voraussetzung des § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG sowie des § 32 BeschV erfüllt.
Zum (TT/MM/JJJJ) werde ich eine Einstiegsqualifizierung bei (BETRIEB/Firma mit Adresse) beginnen. Die Aufnahmezusage/Vertrag liegt diesem Antrag bei.
Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung!

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift 




